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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit einer knappen Mehrheit von 12 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung empfahl die SPK-
NR, der parlamentarischen Initiative Masshardt (sp, BE) zur Schaffung von Transparenz
bei Lobbyreisen nicht Folge zu geben. Der Vorstoss verlangte die Veröffentlichung von
Reisen, zu denen Parlamentsmitglieder von öffentlichen Behörden oder
Interessengruppen im In- sowie Ausland eingeladen werden und die in Zusammenhang
mit ihrem Mandat stehen. Eine Veröffentlichungspflicht besteht seit Beginn der 51.
Legislatur bereits für amtliche Reisen, welche auf Kosten des Bundes unternommen
werden. Sie ist das Resultat einer umgesetzten parlamentarischen Initiative Heer (svp,
ZH). Die Kommissionsmehrheit war einerseits der Ansicht, dass diese neu bestehende
Pflicht genüge und eine erneute Diskussion im Moment nicht nötig sei. Andererseits
habe man eine ähnliche Forderung erst vor kurzer Zeit abgelehnt. Die links-grüne
Kommissionsminderheit beantragte Folgegeben und forderte, die von Masshardt in
ihrer Begründung als unlogisch, inkonsequent und unverständlich betitelte Trennung
von amtlichen Reisen und solchen auf Einladung aufzuheben und mit sehr geringem
bürokratischen Aufwand mehr Transparenz zu schaffen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Angesichts der doch recht knappen Ablehnung (12 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung) der
parlamentarischen Initiative von Nadine Masshardt (sp, BE), die mehr Transparenz bei
Lobbyreisen gefordert hätte, durch die SPK-NR, fiel die Abstimmung in der grossen
Kammer dann doch recht deutlich aus: Mit 107 zu 73 Stimmen sprach sich der
Nationalrat gegen Folgegeben aus. 
Nadine Masshardt betonte in ihrem Plädoyer zwar, dass ihre Forderung mit sehr wenig
Aufwand umgesetzt werden könnte. Amtliche Reisen müssten bereits in ein öffentliches
Register eingetragen werden. Dies müsse zukünftig also auch für «Reisen auf Einladung
schweizerischer, ausländischer oder internationaler Behörden oder
Interessengruppen» ganz einfach möglich sein. Für die Bürgerinnen und Bürger sei es
wichtig, zu wissen, wer welche Reisen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
bezahle. Der Kommissionssprecher Gerhard Pfister (cvp, ZG) wies jedoch darauf hin,
dass man nun zuerst die bestehende Regelung für die Registrierung amtlicher Reisen
analysieren müsse, bevor etwas Neues und Zusätzliches eingeführt werde. Für nicht-
amtliche Reisen auf Einladung gebe es Empfehlungen, die Reisekosten selber zu
übernehmen. Wer nicht wolle, dass eine bezahlte Reise öffentlich und dann allenfalls
kritisiert werde, der oder die solle besser darauf verzichten. Dies sei eine Erwägung, die
jedes Ratsmitglied für sich selbst treffen müsse. «Dabei hilft auch ein Registereintrag
nicht», so Pfister. Man baue hier besser auf die Selbstverantwortung der
Ratsmitglieder. Zu den geschlossenen Fraktionen der SP und der GP gesellten sich
insgesamt sechs Abweichlerinnen und Abweichler aus den Fraktionen der SVP, der
Mitte und der FDP, was freilich zu wenig Unterstützung für das Anliegen bedeutete. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
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Krankenversicherung

Im September 2022 forderte Lorenzo Quadri (lega, TI) in einer parlamentarischen
Initiative, dass Ratsmitglieder, die für Krankenkassen lobbyieren, wenigstens die
entsprechenden Entschädigungen offenlegen müssen. Konkret sprach er diejenigen
Ratsmitglieder an, die Mandate für die Verwaltungsräte oder die Leitung von
Krankenversicherern oder ihren Dachorganisationen aufwiesen. Er sah diese in einem
Interessenkonflikt und machte sie für das «Scheitern mehrerer Vorlagen» zur
Systemänderung mitverantwortlich. Die Sonderbehandlung gegenüber anderen
Mandaten, die durch eine solche Regelung entstehen würde, sei deshalb gerechtfertigt,
weil es sich bei den Krankenkassen um Unternehmen der «gesetzlich geregelte[n]
obligatorische[n] Grundversicherung» handle. Die SPK-NR lehnte Folgegeben mit 13 zu
9 Stimmen ab, zumal die bisher erforderliche Information, ob ein Mandat bezahlt oder
ehrenamtlich sei, ausreiche und die Entschädigungen zudem bereits zum gegebenen
Zeitpunkt häufig ermittelbar seien. Trotz des vorgängigen Einwands des Initianten
störte sich die Kommissionsmehrheit überdies an der Ungleichbehandlung der
verschiedenen Mandate. Schliesslich gebe es keinen Zusammenhang zwischen
Entschädigungshöhe und Engagement der Ratsmitglieder, weshalb auch nicht die
betroffenen Ratsmitglieder, sondern zahlreiche andere Faktoren für den Kostenanstieg
im Gesundheitswesen verantwortlich seien. Eine Kommissionsminderheit Masshardt
(sp, BE) unterstützte jedoch das Anliegen des Motionärs, nur schon um entsprechende
Bedenken der Bürgerinnen und Bürger zu zerstreuen. Sie zeigte sich auch bereit, die
Forderung des Motionärs auf andere Mandate auszudehnen. 
Der Nationalrat entschied in der Frühjahrssession 2023 mit 106 zu 69 Stimmen (bei 14
Enthaltungen), der parlamentarischen Initiative Folge zu geben. Die befürwortenden
Stimmen stammten von den geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen, von
einer Mehrheit der SVP-Fraktion sowie von einzelnen Mitgliedern aller übrigen
Fraktionen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) Bericht SPK-NR vom 29.5.20
2) AB NR, 2020, S. 1394 ff.
3) AB NR, 2023, S. 548 ff.
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